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1 EINLEITUNG
11 Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen

Freizigigkeit ist einer der wesentlichen Grundsétze der Européischen Union. Dass wir in der
Européischen Union (EU) reisen kénnen und nicht durch Kontrollen an den Binnengrenzen
aufgehalten werden, gehort zu ihren groften Errungenschaften. Viele Menschen nutzen diese
Freiheit und treten in der EU jahrlich Uber eine Milliarde Reisen an. Die 6ffentliche Meinung
bewertet die Reisefreiheit als einen der grofdten Vorteile, den die Union den Bilrgern gebracht
hat’. Dariiber hinaus ist der Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen wesentlich fiir den
Erfolg des Binnenmarkts, der die Freizligigkeit der Arbeitnehmer und den freien
Dienstleistungs- und Warenverkehr umfasst. Auflerdem stiitzt er Europas anhaltende
Anstrengungen zur Ankurbelung des Wirtschaftswachstums.

Der Schengen-Raum griindet auf einer Reihe von Vorschriften (dem Schengen-Besitzstand),
die nicht nur die Aufhebung der Grenzkontrollen an den Binnengrenzen und gemeinsame
Regeln fur die Kontrolle der Auflengrenzen vorsehen, sondern auch eine gemeinsame
Visumpolitik, die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit, gemeinsame Regeln zur
Ruckfuhrung illegaler Migranten und gemeinsame Datenbanken, wie das Schengener
Informationssystem (SIS).

Die Grundlagen der Schengen-Zusammenarbeit sind tragfahig, doch angesichts der jingsten
Entwicklungen muss dafiir gesorgt werden, dass der Schengen-Raum auch tatséchlich
Belastungen bewdltigen kann, die auf Schwachstellen an den AulRengrenzen oder auf externe
Faktoren, Uber die er keine Kontrolle hat, zurtickzufihren sind. Die Union muss auf diese
unterschiedlichen Herausforderungen reagieren, gleichzeitig aber das Recht der Birger auf
Freizigigkeit schitzen.

Dementsprechend betonte die Kommission in ihrer Mitteilung zur Migration? vom Mai, dass
solche Situationen eine koordinierte Reaktion auf Unionsebene erfordern, und lief3 erkennen,
dass sie gegebenenfalls einen angemessenen Mechanismus und andere Mittel vorschlagen
werde, um eine kohdrente Anwendung und Auslegung der Schengen-Vorschriften zu
gewahrleisten.

Auch der Europdische Rat vom 23.-24. Juni 2011° forderte einen Mechanismus, der es
ermoglicht, in Ausnahmefédllen, die das Funktionieren der Schengen-Zusammenarbeit
insgesamt gefahrden konnten, zu reagieren, ohne den Grundsatz des freien Personenverkehrs
zu beeintréchtigen. Die Kommission wurde aufgefordert, im September 2011 einen
diesbeziiglichen Vorschlag vorzulegen.

Die vorliegende Mitteilung und die dazugehorigen Legislativvorschlage® entsprechen dieser
Aufforderung sowie der des Rates Justiz und Inneres vom Juni, der bessere politische
Vorgaben furr die Schengen-Zusammenarbeit® angemahnt hatte. Rechnung getragen wird auch
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der Entschliefung des Européischen Parlaments vom Juli®, in der gefordert wird, dass bei
jeglichem neuen Verfahren das Hauptgewicht auf der Verbesserung der Reisefreiheit und der
Stérkung der Verwaltung des Schengen-Raums durch die EU liegen muss.

Die EU-Birger erwarten, dass sie ihr Recht auf Freizligigkeit austiben und frei in einem
sicheren Europa ohne Grenzen reisen konnen. Kriminelle, terroristische oder sonstige
Bedrohungen durfen dies nicht verhindern. Gleichzeitig missen die Union und ihre
Mitgliedstaaten imstande sein, schnell und wirksam auf schwerwiegende Bedrohungen der
offentlichen Ordnung und der inneren Sicherheit zu reagieren. Mit Hilfe dieses umfassenden
Pakets zusammengehdriger Malinahmen strebt die Kommission eine koordinierte EU-
gestitzte Reaktion an, die gewéhrleistet, dass die Grundprinzipien des Unionsrechts und
insbesondere der Grundsatz des freien Personenverkehrs geschiitzt werden; durch die
Sicherung des Schengen-Raums wirden alle européischen Interessen beriicksichtigt, wahrend
einseitigen nationalen Initiativen, die fur sich allein niemals gemeinsame Bedrohungen
wirksam abwehren koénnten, eine Absage erteilt wird. Ein wesentlicher, unverzichtbarer Teil
dieses Malinahmenpakets besteht darin, zu gewéhrleisten, dass die voriibergehende
Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen in Ausnahmeféllen nach Mal3gabe
der Gemeinschaftsmethode und unter Berticksichtigung der allgemeinen Rechenschaftspflicht
der Kommission gegentiber dem Européi schen Parlament beschlossen wird.

2. STARKUNG DER VERWALTUNG DES SCHENGEN-RAUMS

Der freie Verkehr von Burgern im Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen stiitzt sich
auf ein System, das auf dem gegenseitigen Vertrauen aufbaut, dass ale tellnehmenden Staaten
bereit und imstande sind, die verschiedenen Legidativinstrumente, die den Schengen-
Besitzstand ausmachen, anzuwenden.

Die Europdische Union verfugt bereits Uber Instrumente, mit denen sie Mitgliedstaaten helfen
kann, ihren Verpflichtungen nachzukommen, und auf kritische Situationen reagieren kann, die
Schengen gefahrden kénnten. Beispielsweise konnen die Mitgliedstaaten bel der Kommission
finanzielle und praktische Unterstitzung aus den EU-Fonds beantragen. Die
Aullengrenzagentur  Frontex kann gemeinsame Operationen organisieren  oder
Soforteinsatzteams entsenden. Darlber hinaus kénnen Mitgliedstaaten auch bei anderen
Mitgliedstaaten, bei Europol oder beim Européischen Unterstitzungsbiro fur Asylfragen um
Unterstiitzung nachsuchen. Einzelheiten hierzu enthdt Anhang 1.

Wie die Kommission in ihrer Mitteilung zur Migration vom Mai’ mitteilte, wird sie auerdem
zusammen mit den Mitgliedstaaten weiter an den Leitlinien arbeiten, die eine kohérente
Anwendung der Schengen-V orschriften gewahrleisten sollen. Der Prozess wurde im Rahmen
eines Expertentreffens im Juli 2011 eingeleitet. Die Experten werden feststellen, wo Mangel
bestehen und in welchen Bereichen eine weitere Kldrung zum Schengen-Besitzstand
angezeigt ware; dies betrifft z. B. die Frage der Ausstellung von Resedokumenten und
Aufenthal tserlaubnissen.

Allein kénnen diese Instrumente jedoch nicht die konsequente Anwendung der Schengen-
Regeln durch ale Mitgliedstaaten sicherstellen. Eine Kontrolle ermdglicht der Schengener
Evaluierungsmechanismus, der zur Prifung der Anwendung des Schengen-Besitzstands dient
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und in dessen Rahmen Empfehlungen zur Behebung von Mangeln abgegeben werden. Der
aktuelle Mechanismus beruht auf einem zwischenstaatlichen System, bei dem sich die Staaten
gegenseitig beurteilen; dieser Mechanismus ist nicht solide genug, um allen Méngeln
wirkungsvoll abzuhelfen. Deshalb schlug die Kommission im letzten Jahr® ein Vorgehen
Federfuhrung der Union vor.

Vorgesehen ist dabei vor alem, dass Teams unter Fihrung der Kommission, denen auch
Experten anderer Mitgliedstaaten und von Frontex angehdren, sich zu angekindigten oder
unangekindigten Ortsbesichtigungen in einen Mitgliedstaat begeben konnen, um die
Anwendung des Schengen-Besitzstands zu tberpriifen. In dem anschlief3enden Bericht sollen
aufgedeckte Mangel festgehalten und Empfehlungen dazu abgegeben werden, wie und bis
wann Abhilfemal3nahmen zu treffen wéren. Der evaluierte Mitgliedstaat muisste daraufhin in
einem Aktionsplan darlegen, wie er diesen Empfehlungen nachzukommen gedenkt. Die
Durchfiihrung des Aktionsplans wirde auf Unionsebene kontrolliert und kénnte mit weiteren
Ortsbesichtigungen verbunden sein.

Diese Anderungen werden das Evaluierungs- und Uberwachungssystem verbessern, haben
aber keine Wirkung in Fallen, in denen diese Schritte, selbst wenn sie zusammen mit den in
Anhang 1 beschriebenen Mal3nahmen ergriffen werden, nicht ausreichen, um der in einem
Mitgliedstaat festgestellten mangelhaften Anwendung des Schengen-Besitzstands und
insbesondere der mangel haften Kontrolle seiner Aul3engrenzen abzuhelfen.

Lésst sich die Situation durch Maldnahmen auf Unions- oder nationaler Ebene nicht
verbessern, konnte es nétig sein, an den Binnengrenzen zu einem Mitgliedstaat, der seinen
Verpflichtungen nicht nachkommt, erneut Grenzkontrollen einzufiihren, wenn die Situation
eine schwerwiegende Bedrohung der dffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit auf
Unions- oder nationaler Ebene darstellt. Eine solche Mal3nahme bliebe ausschliefdlich dem
aulRersten Notfall vorbehalten, und dann einzig in dem Umfang und fur die Dauer, die
erforderlich sind, um die widrigen Folgen der auRergewothnlichen Umstdnde in
verhdltnismalliger Weise zu mindern. Wirde eine solche Mdglichkeit in das System zum
Schutz der Schengen-Regeln aufgenommen, héite dies vorbeugende Funktion und
gleichermalien abschreckende Wirkung.

Aus diesem Grund andert die Kommission ihren Vorschlag aus dem Jahre 2010 mit dem Ziel
einer Verbesserung.

3. AUSSERGEWOHNLICHE UMSTANDE, DIE ANLASS ZUR WIEDEREINFUHRUNG VON
KONTROLLEN AN DEN BINNENGRENZEN ALSLETZTESMITTEL SEIN KONNEN

Welche Bedingungen gelten derzeit fir die Wiedereinflhrung von Kontrollen an den
Binnengrenzen?

GemaR dem Schengener Grenzkodex® darf ein Mitgliedstaat unter auRergewohnlichen
Umstéanden im Falle einer "schwerwiegenden Bedrohung der offentlichen Ordnung oder
inneren Sicherheit” an seinen Binnengrenzen vortbergehend Kontrollen wiedereinfihren.
Sind die Bedrohungen, die Anlass zur Wiedereinfihrung von Grenzkontrollen geben,
vorhersehbar, muss der Mitgliedstaat die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission
baldmdglichst unterrichten und alle relevanten Informationen Uber Umfang und Dauer der

KOM(2010) 624 vom 16.11.2010.
° ABI. L 105 vom 13.4.2006, S. 1.

DE



DE

Wiedereinfuhrung und deren Griinde erteilen. Die Kommission kann eine Stellungnahme zu
der Mittellung abgeben, die Konsultationen zwischen den Mitgliedstaaten und der
Kommission nach sich ziehen kann. In dringenden Féllen kann die Einfuhrung der
Grenzkontrollen unmittelbar wirksam sein.

Im Oktober 2010 teilte die Kommission mit™®, dass seit dem Inkrafttreten des Kodex im
Oktober 2006 von der Madoglichkeit der Wiedereinfihrung von Kontrollen an den
Binnengrenzen 22 Mal Gebrauch gemacht worden war. Seit der Verdffentlichung des
Berichts haben Mitgliedstaaten weitere vier Mal Kontrollen an den Binnengrenzen
wiedereingeftihrt, zuletzt Norwegen und Schweden als Reaktion auf die Terroranschldge in
Norwegen. Zumeist erfolgte die Wiedereinfihrung von Grenzkontrollen jedoch, um
Polizeibehdrden zu ermdglichen, bei grofRen Sportereignissen, politischen Demonstrationen
oder hochrangigen politischen Treffen fir Sicherheit zu sorgen. Eine einseitige
Wiedereinfuhrung dauerte in keinem Fall langer a's 30 Tage und zumeist wesentlich kirzer.

Jedoch treffen die Informationen, die die Mitgliedstaaten anderen Mitgliedstaaten und der
Kommission zukommen lassen mussen, oft nicht zeitig genug ein oder sind nicht so
ausfuhrlich, dass die Kommission fundiert zu der Mitteilung Stellung nehmen kann.

Notwendigkeit eines Mechanismus auf Ebene der Européischen Union

Freizlgigkeit in einem Raum ohne Binnengrenzen ist eine der wesentlichen Errungenschaften
der Union, deren Vorteile dle in diesem Raum lebenden Personen genief3en. Deshalb sollten
diesbeziigliche Beschllisse generell auf Unionsebene und nicht einseitig auf nationaler Ebene
getroffen werden.

Eine koordinierte, EU-gestiitzte Reaktion wirde ermdglichen, dass alle européischen
Interessen berticksichtigt werden. Eine solche Reaktion wére auf Situationen gerichtet, in
denen ein Mitgliedstaat fur kurze Zeit einer schwerwiegenden, im Wesentlichen lokal
auftretenden Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit ausgesetzt ist,
sowie Situationen, bei denen umfassendere, langerfristige Folgen zu erwarten sind. In beiden
Falen ist eine koordinierte europé sche Reaktion gerechtfertigt, well bei alen Entscheidungen
Uber die Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen die menschlichen und
wirtschaftlichen Konsequenzen Uber das Hoheitsgebiet des Staates, der zu solchen
Malinahmen greift, hinausreichen, auch wenn die Kontrollen nur fir eine begrenzte Zeit und
in einem bestimmten Gebiet wiedereingefiihrt wirden. Das Argument fir ein solches
koordiniertes européisches Vorgehen gilt umso mehr, wenn ein Abschnitt der Aul3engrenze
einer unerwarteten schweren Belastung ausgesetzt wird, oder wenn ein Mitgliedstaat seiner
Verpflichtung zur Kontrolle der AulRengrenze kontinuierlich nicht nachgekommen ist.

Grenzkontrollen sollten in solchen Situationen nur als letztes Mittel wiedereingefihrt werden,
und erst nachdem andere Mal3nahmen zur Stabilisierung der Lage an den betreffenden
Grenzabschnitten entweder auf europdischer Ebene im Geist der Solidaritét und/oder auf
nationaler Ebene ergriffen wurden, um eine bessere Einhaltung der gemeinsamen Regeln zu
gewahrleisten.

Ein konsolidiertes EU-Konzept fir die Wiedereinfihrung von Kontrollen an den
Binnengrenzen im Ausnahmefall

10 K OM(2010) 554.

DE



DE

Eine schwerwiegende Bedrohung der 6ffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit bleibt
weiterhin der einzige Grund fur die Wiedereinflihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen.
Die strengen Kriterien fur eine aulRergewdhnliche Abweichung vom Grundsatz des Raums
ohne Binnengrenzen werden nicht gelockert und finden auf jedes Szenario Anwendung, fir
das ene solche Malnahme ins Auge gefasst wird. Dies gilt z. B. fur grole
Sportveranstaltungen oder hochrangige politische Zusammenkiinfte, aber auch flr Ereignisse,
bei denen ein sofortiges Eingreifen erforderlich ist, also beispielsweise fir terroristische oder
sonstige kriminelle Angriffe, wie dem furchtbaren Attentat kirzlich in Norwegen.

Die negativen Folgen, die eintreten, wenn ein Mitgliedstaat anhaltend seiner Verpflichtung,
einen Teil der EU-Aul3engrenzen angemessen zu schiitzen, nicht nachkommt, oder die Folgen
eines plotzlichen und unerwarteten Zustroms von Drittstaatsangehorigen an einem Teil dieser
Grenze konnten unter bestimmten Umstanden als eine solche Bedrohung gelten. Anhang 2
enthdlt eine Zusammenfassung der wichtigsten moglichen Szenarien.

Nach dem konsolidierten EU-Konzept gdlte als Hauptregel, dass Beschlisse Uber die
Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen von der Kommission als
Durchfiihrungsrechtsakt unter angemessener Beteiligung der Mitgliedstaaten getroffen
wirden. Das Européische Parlament wirde Uber solche Mal3nahmen ordnungsgemald
unterrichtet. Mit dem Beschluss wirden Umfang und Dauer der Wiedereinfihrung der
Kontrollen festgelegt, und er kdnnte jeweils fir hochstens 30 Tage bis zu einer Hochstdauer
von insgesamt sechs Monaten verlangert werden. Ausnahmsweise wirde diese Sechs-Monats-
Frist nicht fur Situationen gelten, in denen die Wiedereinfihrung von Kontrollen an den
Binnengrenzen Folge ener negativen Bewertung im Rahmen des Schengener
Evaluierungsmechanismus ist, derzufolge ein Mitgliedstaat es anhaltend versdumt hat, seinen
Abschnitt der AulRengrenze angemessen zu schiitzen.

In Notsituationen konnten die Mitgliedstaaten jedoch weiterhin einseitig Mal3nahmen zur
Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen ergreifen, allerdings nur fir eine
begrenzte Zeit (fUnf Tage); Verlangerungen missten nach dem neuen Verfahren der EU fir
Durchfuhrungsrechtsakte beschlossen werden.

Bei dem Beschluss Uber die voribergehende Wiedereinfiihrung von Grenzkontrollen gilt zu
bewerten, inwieweit auf eine solche Malhahme zurlickgegriffen werden muss, um die
Bedrohung der offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit auf Ebene der Union oder
auf nationaler Ebene, die Anlass fur das Ersuchen oder die Initiative zur Wiedereinfihrung
von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen gegeben hat, zu mindern; auferdem muss
beurteilt werden, ob die Malnahme im Verhdltnis zu der Bedrohung steht. Die Bewertung
muss auf den von dem Mitgliedstaat oder von den betreffenden Staaten zur Verfligung
gestellten Informationen oder sonstigen relevanten Informationen beruhen. Bei der Bewertung
sind insbesondere folgende Erwégungen zu berticksichtigen:

o die voraussichtlichen Auswirkungen jeglicher Bedrohung der 6ffentlichen Ordnung
oder der inneren Sicherheit auf Ebene der Union oder der Mitgliedstaaten,
einschliefdich Bedrohungen durch organisierte Kriminalitét oder durch Terrorakte;

o die Verfugbarkeit technischer oder finanzieller Unterstitzungsmal3nahmen, die auf
nationaler Ebene und/oder auf Unionsebene in Anspruch genommen werden kdnnten
oder in Anspruch genommen werden, einschlief@dlich der Unterstitzung durch
Unionseinrichtungen wie Frontex oder Europol, sowie die Einschétzung, inwieweit
solche Maldnahmen eine angemessene Reaktion auf die Bedrohungen der
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Offentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit auf Ebene der Union oder auf
nationaler Ebene darstellen konnten;

o die gegenwartigen und absehbaren kinftigen Auswirkungen ernsthafter Mangel bei
den Kontrollen der Aul3engrenzen oder bei Rlckfuhrungsverfahren, die im Rahmen
der Schengen-Evaluierungen gemdld der Verordnung zur EinfUhrung eines
Evaluierungs- und Uberwachungsmechanismus fur die Uberpriifung der Anwendung
des Schengen-Besitzstands festgestellt wurden;

o die absehbaren Auswirkungen einer solchen Malinahme auf die Freiziigigkeit in
einem Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen.

Die Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen kann auf jeden Fall nur der
letzte Ausweg sein und konnte einzig dann in Betracht gezogen werden, wenn sich alle
anderen Malnahmen zur wirkungsvollen Minderung der festgestellten Bedrohung als
ungeeignet erwiesen haben.

Fahrt ein Mitgliedstaat wieder Kontrollen an den Binnengrenzen ein, ist er gleichwohl
weiterhin verpflichtet, das Recht der Personen auf Freizigigkeit, das ihnen nach den
Vertrégen und der EU-Grundrechtecharta sowie der Richtlinie 2004/38 Uber das Recht der
Unionsbirger und ihrer Familienangehorigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei
zu bewegen und aufzuhalten, zusteht, zu gewahrleisten. Demzufolge kénnen Unionsbirger
und ihre Familienangehtrigen selbst im Falle der vorlibergehenden Wiedereinfiihrung von
Kontrollen an den Binnengrenzen nach V orlage eines giiltigen Reisepasses oder einer giltigen
Identitétskarte ohne Weiteres in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats einreisen.
Alle Verfahrensgarantien, die Unionsbirger und ihre Angehdrigen genief3en, bleiben
bestehen. Drittstaatsangehorige, die sich rechtmallig im Schengen-Raum aufhalten, werden
sich aufgrund ihres Reisedokuments und gegebenenfalls ihrer glltigen Visa oder
Aufenthaltstitel ebenfalls weiterhin frei bewegen kdnnen.

4, ANWENDUNG DER SCHENGEN-REGELN UNTER DEM DACH DER EU

Die Menschen, die in dem Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen leben und reisen,
schétzen dies als eine der hochsten Freiheiten der Européischen Union. Deshalb sollten die
EU-Organe diese Freiheit schiitzen, dabel jedoch nicht die Fahigkeit der Mitgliedstaaten und
der EU, wirksam gegen schwerwiegende Bedrohungen der 6ffentlichen Ordnung und der
inneren Sicherheit vorzugehen, begrenzen. Deshalb mussen die wichtigsten politischen
Akteure in einem standigen Dialog Uber das Funktionieren des Schengen-Raums und die
Herausforderungen, denen er sich gegentbersieht, stehen. Ein verstarkter Schengener
Evaluierungsmechanismus in Verbindung mit einem EU-gestiitzten Mechanismus, der eine
Reaktion auf auRergewohnlich schwerwiegende Bedrohungen ermdglicht, sind
Legidativinstrumente, die die Wirksamkeit des Schengen-Raums sowie die Transparenz
seiner Funktionswei se verbessern werden.

Diese Legidativinstrumente sowie die regelmaige Berichterstattung an das Européische
Parlament Uber das Ergebnis der verschiedenen Ortsbesichtigungen im Rahmen des
Schengener Evaluierungsmechanismus sowie die sofortige Unterrichtung des Européischen
Parlaments Uber Schritte, die zu einer moglichen Wiedereinfihrung von Grenzkontrollen
fuhren konnten, werden die Verantwortlichkeit und die demokratische Kontrolle fordern.
Dartiber hinaus wird die Kommission den Organen der Européischen Union halbjdhrlich
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einen Uberblick tiber das Funktionieren von Schengen vorlegen. Dies wird die Grundlage fur
eine regelmaidige Debatte im Europaischen Parlament und im Rat bilden und die politischen
Vorgaben und die Zusammenarbeit im Schengen-Raum stérken helfen.

Ferner wird die Kommission prifen, wie sich das offentliche Bewusstsein Uber die
Funktionsweise von Schengen verbessern lésst; unter anderem ware fir die Verbreitung
angemessener Informationen Sorge zu tragen, wenn im Ausnahmefall beschlossen wird,
voriibergehend Grenzkontrollen wiedereinzufthren.

5. FaziT

Der Schengen-Raum ist fur alle Bewohner Europas von grof3er Bedeutung. Die Kommission
schlagt vor, den Schengen-Besitzstand mittels eines Governance-Systems zu stérken, das
imstande ist, wirkungsvoll, rechtzeitig und unionsweit koordiniert auf Ausnahmesituationen
und aulergewodhnliche Herausforderungen zu reagieren, die die Funktionsweise von
Schengen insgesamt gefahrden konnten. AulRerdem schldgt die Kommission vor, einen
regelmaldigeren, strukturierten politischen Dialog zwischen den EU-Organen Uber die
Funktionswei se des Schengen-Raums anzustol3en.
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Anhang 1

EU-MASSNAHMEN ZUR UNTERSTUTZUNG DER MITGLIEDSTAATEN BElI DER VERWALTUNG
IHRER AUSSENGRENZEN

Ein Mitgliedstaat kann aus folgenden Quellen praktische und finanzielle Unterstiitzung
beantragen, die er benttigt, um eine kritische Situation oder einen Mangel an seinen
Aulengrenzen zu beheben.

Unter stiitzung durch Frontex

Die EU-Agentur Frontex ist beauftragt, die Mitgliedstaaten bel der Kontrolle ihrer
AulBengrenzen zu unterstitzen. Die zusétzlichen materiellen Mittel, die Frontex nach der
unlangst erfolgten Uberarbeitung der Frontex-Verordnung zur Verfligung stehen, sowie die
Verlangerung des Mandats der Agentur im Rahmen der Uberarbeitung werden dazu
beitragen, dass Frontex Mitgliedstaaten, die sich bei der Verwaltung ihrer Aul3engrenzen oder
bei der Bewdltigung der Folgen eines grof3en Zustroms von Migranten innerhalb kurzer Zeit
besonderen Herausforderungen gegentibersehen, noch wirksamer unterstiitzen kann.

Die praktische Unterstitzung schliefd gemeinsame Operationen ein, beispielsweise
Patrouillen an den AulRengrenzen im gemeinsamen Interesse aller Mitgliedstaaten. Zu nennen
ist hier beispielsweise die laufende gemeinsame Marineoperation Hermes im sidlichen
Mittelmeer, die im Februar 2011 im Rahmen des Européischen Patrouillennetzes gestartet
wurde und in erster Linie dazu dient, die Migrationsstréme aus Nordafrika nach Italien und
Malta einzudammen. Auch die laufende Operation Poseidon entlang der griechisch-tirkischen
Land- und Meeresgrenzen ist ein Beispiel fur solche gemeinsamen Operationen.

Die Agentur kann auch Soforteinsatzteams (RABITS) entsenden, wenn ein Mitgliedstaat ein
solches Team angefordert hat. Diese Teams wurden von November 2010 bis Mé&rz 2011
entlang der griechisch-turkischen  Landgrenze eingesetzt. Sie bestehen aus
Grenzschutzbeamten mehrerer EU-Mitgliedstaaten, die Leitung Uber die Einsétze hat der
Einsatzmitgliedstaat. Nach der Uberarbeitung der Frontex-Verordnung wurden die
Moglichkeiten fur die Unterstiitzung durch Frontex rationalisiert und insofern gestéarkt, als
nunmehr Européi sche Grenzschutzteams angefordert werden kdnnen.

Die Agentur kann einen Mitgliedstaat auch beim Aufbau von Kapazitéten unterstiitzen, um
ihn zu befdhigen, seine technischen und personellen Ressourcen zu verstarken, damit er seine
Grenzen verwaten oder anderen Verpflichtungen gemdald dem Schengen-Besitzstand,
beispielsweise der Ruckfihrung irreguldrer Migranten, nachkommen kann. In dieser Weise
hat Frontex zum Beispiel Griechenland beim Aufbau von Kapazitéten fir die Verwaltung der
Ruckfuhrung irreguldrer Migranten unterstiitzt.

EU-Mittel

Die finanzielle Solidaritdt zwischen den Mitgliedstaaten der Européischen Union im Bereich
der Grenzverwatung gewahrleistet der Europédische AulRengrenzenfonds. Finanzielle
Unterstiitzung, die den Mitgliedstaaten direkt oder indirekt helfen kann, den Zustrom von
Migranten zu bewdltigen, leisten auch die Ubrigen migrationsspezifischen Fonds der EU,
insbesondere der Ruickkehrfonds, der Europaische Flichtlingsfonds und der Européische
Integrationsfonds. Mittel stehen wie folgt zur Verfiigung: as Teil der jahrlichen Zahlungen
far Aktivitéten, die auf nationaler Ebene (Nutzung nationaler Zuteilungen) oder in mehreren
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Mitgliedstaaten ("Gemeinschaftsmal3nahmen”) veranstaltet werden, oder in Form von
Notzahlungen; sie werden von der Kommission verwaltet. So wurden Italien 2011
beispielsweise Nothilfen aus dem Aufiengrenzenfonds (und dem Flichtlingsfonds) gewéhrt,
die dem Land helfen, zumindest teilweise die Folgen des grof3en Zustroms nordafrikanischer
Flichtlinge, mit dem es dieses Jahr konfrontiert war, zu bewéltigen. In den letzten Jahren
erhielten auch Griechenland, Italien, Malta und Spanien Unterstitzung in Form von
"besonderen Maldnahmen” im Rahmen des Aulengrenzenfonds, um Mangel an
Grenzubergangsstellen zu beheben.

In der Mitteilung "Ein Dialog Uber Migration, Mobilitét und Sicherheit mit den Landern des
sudlichen Mittelmeerraums’  vertrat die Kommission die Auffassung, dass eine
ordnungsgemaf3e Grenzverwaltung nur moglich ist, wenn angemessene Finanzmittel der EU
bereitgestellt werden. Zudem hat die Kommission in ihrer Mitteilung "Ein Haushalt fir
Europa 2020" eine ganz erhebliche Aufstockung der Mittel fur Mal3nahmen im Bereich
Inneres vorgeschlagen, die sich fir den Zeitraum 2014 bis 2020 auf insgesamt 8,2 Mrd. EUR
belaufen; sie sollen erméglichen, dass migrationspolitische Angelegenheiten angemessen und
rechtzeitig behandelt werden.

Ander e unter stiitzende Mal3hahmen

Je nachdem, wie sich die Lage in einem Mitgliedstaat darstellt, insbesondere wenn dort eine
grol3e Zahl Asylsuchender eingetroffen sind, kann es auch hilfreich sein, um Unterstitzung
beim Europdischen Unterstiitzungsbiro fur Asylfragen (EASO) nachzusuchen; das Biro
konnte gegebenenfals Asyl-Unterstitzungsteams entsenden, die beispielsweise bei der
Aufnahme von Antragstellern oder der Bearbeitung von Asylantragen beratend tétig werden
konnten. In den letzten Monaten hat das EASO Griechenland in dieser Weise beim Aufbau
von Kapazitéten unterstitzt, um die Handhabung des griechischen Asylsystems zu verbessern.

Haben die Herausforderungen, mit denen der fragliche Mitgliedstaat konfrontiert ist, einen
kriminellen Hintergrund, kann es auch ratsam sein, Unterstiitzung von Europol anzufordern.
Im Falle krimineller Netze, die Migranten schleusen oder mit Migranten Menschenhandel
treiben, kann Europol bei der Planung und Umsetzung wirksamer Mal3nahmen zur
Bekampfung solcher Netze helfen. Europol hat Italien in den letzten Monaten mit einer
Risikoanalyse unterstitzt, in der untersucht wurde, inwieweit kriminelle oder terroristische
Netze die unstabile politische Lage in der Region ausnutzen konnten. Auf3erdem hat Europol
Italien vor Ort auf Lampedusa unterstitzt, in Echtzeit den Zugriff auf
V erbrechensdatenbanken ermdglicht und sich an der Informationserhebung beteiligt.

Unter bestimmten Umsténden sind vielleicht einer oder mehrere Mitgliedstaaten imstande,
einem in Schwierigkeiten befindlichen Mitgliedstaat ad hoc zu helfen, insbesondere dann,
wenn der Mitgliedstaat, der Unterstitzung leistet, von der Krisensituation in dem anderen
Staat mdglicherweise z. B. als Nachbarland unmittelbar betroffen ist; andere Mitgliedstaaten
konnten aber auch Uber besondere Fahigkeiten oder Sachkenntnis verfigen, die fir den in
Schwierigkeiten befindlichen Mitgliedstaat hilfreich sein konnten.

Zusammenarbeit mit Drittlandern

Die EU und ihre Agenturen verfigen tUber Moglichkeiten, Schritte zur Zusammenarbeit mit
Herkunfts- bzw. Transit-Drittlandern zu ergreifen und den Dialog mit ihnen aufzunehmen; die
Lander sollen dabel unterstiitzt werden, die Grenzverwaltung zu stérken und den Strom
irregulérer Migranten einzudammen. So konnte das betreffende Drittland finanzielle oder
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materielle Unterstiitzung erhalten, damit es beispielsweise eine humanitére Krise besser
bewdltigen kann. Ebenso konnten Mitgliedstaaten dadurch unterstiitzt werden, dass mit
Drittstaaten Gespréche Uber die Rickibernahme illegaler Migranten mit Herkunft aus
bestimmten Drittstaaten gefiihrt werden; in Frage kdmen ebenfalls eine besonders auf die
Verwaltung von Migration ausgerichtete technische Unterstiitzung oder die Umsetzung eines
regionalen Schutzprogrammes.
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Anhang 2

WICHTIGSTE AUSNAHMEFALLE, IN DENEN DIE VORUBERGEHENDE WIEDEREINFUHRUNG
VON KONTROLLEN AN DEN BINNENGRENZEN ERWOGEN WERDEN KANN

Wie wirde die neue Regelung fur die voribergehende Wiedereinfiihrung von Kontrollen an
den Binnengrenzen im Ausnahmefall in der Praxis gehandhabt? Dies wird anhand einer nicht
erschopfenden Beschreibung der wichtigsten Szenarien, in denen solche Mal3nahmen in
Betracht gezogen werden konnten, dargestellt; auf3erdem wird aufgezeigt, welche
Verfahrensschritte in einem solchen Fall zu beachten wéren.

Vorhersehbare Ereignisse mit zumeist lokal begrenzten und kurzfristigen Folgen

Ist das Ereignis, das die Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen erfordert,
vorhersehbar, wirde der Mitgliedstaat die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten
mindestens sechs Wochen vorher benachrichtigen und alle sachdienlichen Informationen zu
den Grinden sowie zu Umfang und Dauer der Mal3nahme mitteilen. Ist das Ereignis erst
weniger as sechs Wochen, bevor Malinahmen zur Wiedereinfihrung ergriffen werden
mussen, vorhersehbar, sollte die Mitteilung so schnell wie moglich erfolgen. Daraufhin
erginge ein Beschluss der Kommission als Durchfhrungsrechtsakt; er wirde im Rahmen des
Prufverfahrens gefasst, in dem die Notwendigkeit und Verhdltnismaldigkeit der geplanten
Malinahme beurteilt wirde (Art. 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 16. Februar zur Festlegung der allgemeinen Regeln und
Grundsétze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfihrungsbefugnisse
durch die Kommission kontrollieren™).

Erfahrungsgemald entspricht dieses Szenario den Situationen, die am wahrscheinlichsten
Anlass zu Entscheidungen Uber die Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen
geben, z.B. grofRe Sportveranstaltungen, politische Demonstrationen und hochrangige
Politikertreffen.

Dringende unvor her gesehene Ereignisse kurzer Dauer

Einige Ereignisse, die es notwendig erscheinen lassen, rigorose kurzfristige Mal3nahmen zur
Gewéhrleistung der Sicherheit oder anderer wichtiger offentlicher Interessen, einschliefflich
der moglichen zeitlich begrenzten Wiedereinfiihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen
zu ergreifen, sind von Natur aus unvorsehbar. Es kann sich dabei z.B. um einen
Terroranschlag oder ein anderes grof3es Vorkommnis mit kriminellem Hintergrund handeln;
es mussen dann alle mdglichen Mal3nahmen ergriffen werden, um die rasche Ergreifung der
Téater zu gewéhrleisten.

Unter diesen Umsténden konnen die Mitgliedstaaten sofort Kontrollen an den Binnengrenzen
fur die Dauer von hdéchstens funf Tagen wiedereinfihren. Wollen sie diesen Zeitraum
verlangern, missen sie die Kommission und die Mitgliedstaaten entsprechend
benachrichtigen. Uber eine solche Verlangerung kann im Wege eines besonderen
Dringlichkeitsverfahrens gemald Artikel 8 der Verordnung Nr. 182/2011 umgehend
entschieden werden.

Eine anhaltende Nichterfullung der Pflicht, einen Abschnitt der AuRengrenzen der Union zu
verwalten

u ABI. L 55vom 28.2.2011, S. 13.

12

DE



DE

Unter bestimmten Umstanden kann es nach Ausschopfung sonstiger Mal3nahmen als letztes
Mittel geboten sein, enige Kontrollen an den Binnengrenzen vortbergehend
wiedereinzufihren, um die negativen Folgen der Nichterflllung der Pflicht eines
Mitgliedstaats, seinen Abschnitt der Aul3engrenzen zu verwalten, zu begrenzen.

Die Mangel bei der Grenzverwaltung wirden in dem als Teil des Evaluierungsmechanismus
verfassten Bericht aufgezeigt, der Empfehlungen dariber enthielte, wie die Mange
abzustellen wéaren. Der betreffende Mitgliedstaat wére gehalten, in einem Aktionsplan
darzulegen, wie er diesen Empfehlungen nachkommen wird; die Umsetzung wirde von der
Kommission kontrolliert. Die Kommission kénnte den Mitgliedstaat auffordern, bestimmte
MalRnahmen zu ergreifen, beispielsweise Frontex um Unterstiitzung zu bitten oder befristet
einen bestimmten Grenzilbergang zu schlief3en, um bestimmte Mangel zu beheben. Lassen
sich die Mangel mit diesen Mal3nahmen jedoch nicht beheben und stellen sie auf Ebene der
Union oder auf nationaler Ebene eine schwerwiegende Bedrohung der 6ffentlichen Ordnung
oder der inneren Sicherheit dar, konnte die Kommission die vorlUbergehende
Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen beschlief3en. Zuvor wirde die
Kommission eingehend die Notwendigkeit und Verhdltnismaligkeit prifen und die
wahrscheinliche Wirkung auf den freien Personenverkehr im Schengen-Raum bewerten.

Ereignisse, die kurz- oder |angerfristig grof3e Auswirkungen haben kdnnten

Es koénnen Situationen eintreten, in denen eine grof3e Zahl von Drittstaatsangehdrigen die
Aullengrenze eines oder mehrerer Mitgliedstaaten Uberquert. Dies konnte unerwartete,
bedeutende Sekundarbewegungen von Drittstaatsangehorigen ausl6sen, die sich unrechtmaliig
im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten aufhalten. In einem solchen Falle konnte die
voribergehende Wiedereinfihrung von Kontrollen an den Binnengrenzen as letzter Ausweg
dienen, sofern die Umsténde eine schwerwiegende Bedrohung der 6ffentlichen Ordnung oder
der inneren Sicherheit auf Ebene der Union oder auf nationaler Ebene darstellten. Winscht
ein Mitgliedstaat in ener solchen Situation Kontrollen an den Binnengrenzen
wiedereinzufiihren, konnte er sich mit seinem Ersuchen analog zu dem Verfahren bel
vorhersehbaren Ereignissen an die Kommission wenden. Vor einer solchen Entscheidung
musste die Kommission die Mitgliedstaaten und die betreffenden Interessentrager
konsultieren und sich davon tberzeugen, dass wahrscheinlich ausschliefdich diese Malinahme
Wirkung haben wird; zuvor muss sie ale anderen Mal3nahmen, einschliefdlich jener in
Anhang 1, in Betracht gezogen haben.

Uberquert eine groRe Zahl von Drittstaatsangehorigen die AulRengrenzen, konnte dies unter
Umstanden die unmittel bare befristete Wiedereinflihrung eines gewissen Mal3es an Kontrollen
an den Binnengrenzen rechtfertigen, damit sofort die Mal3nahmen getroffen werden kénnen,
die zum Schutz der 6ffentlichen Ordnung und der inneren Sicherheit auf Ebene der Union
oder auf nationaler Ebene vonnéten sind. In solchen Falen konnte ein Mitgliedstaat fur
hochstens funf Tage Kontrollen an den Binnengrenzen wiedereinfihren, wie bei
"unvorhergesehenen  Ereignissen”  ausgefuhrt. Winscht der  Mitgliedstaat  die
Wiedereinfihrung Uber diese Dauer hinaus zu verlangern, muss er die Kommission und die
Mitgliedstaaten entsprechend informieren; eine Verlangerung kann auf Unionsebene im Wege
des besonderen Dringlichkeitsverfahrens gemald Artikel 8 der Verordnung Nr. 182/2011
gewahrt werden.

Dank der Wiedereinfihrung gezielter Kontrollen an ausgewahlten Binnengrenzen kénnten
Drittstaatsangehdrige, die sich unrechtmaldig im Hoheitsgebiet aufhalten, gefasst und
zurlckgefuhrt werden; vorzugsweise sollte die RuUckfuhrung freiwillig gemald der
Richtlinie 2008/115 (Ruckkehrrichtlinie) geschehen, und zwar entweder direkt in ihr
Herkunftsland oder aber in den Mitgliedstaat, durch den sie durchgereist sind, wenn dies
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maoglich ist, da ja bilaterale Abkommen bestehen, die die Mdglichkeit einer solchen
Ruckfuhrung vorsehen. Auf diese Weise konnten auch kriminelle Netze bei ihren
Machenschaften gestért werden, und zwar insbesondere, wenn viele der Migranten
wahrscheinlich  Gegenstand oder Opfer organisierten Menschenschmuggels oder
Menschenhandels in der Union sind oder sich selbst an kriminellen Machenschaften
beteiligen.

14

DE



	1. EINLEITUNG
	1.1. Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen

	2. STÄRKUNG DER VERWALTUNG DES SCHENGEN-RAUMS
	3. AUSSERGEWÖHNLICHE UMSTÄNDE, DIE ANLASS ZUR WIEDEREINFÜHRUNG VON KONTROLLEN AN DEN BINNENGRENZEN ALS LETZTES MITTEL SEIN KÖNN
	4. ANWENDUNG DER SCHENGEN-REGELN UNTER DEM DACH DER EU
	5. FAZIT

